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Europa ist auf dem Weg zu einer kooperativen Sicherheitsstruktur. Westeuropa
wird in dieser Struktur eine andere Rolle spielen als in den vergangen Jahren, in
denen westeuropäische Sicherheit sich im Kontext der Ost-West-Konfrontation
definierte. Westeuropa ist Nutznießer des politischen Erdbebens, das 1989/90 zu
tektonischen Verschiebungen in der Nachkriegslandschaft geführt hat: Die euro-
päische und die deutsche Teilung sind seit dem 3. Oktober 1990 überwunden; die
Kombination von erfolgreicher Abrüstung und deutscher Einheit führt dazu, daß
sich die sowjetischen Streitkräfte aus Zentraleuropa zurückziehen; das Risiko
eines Konfliktes, der wohl in erster Linie die zentraleuropäische Region in ein
Schlachtfeld verwandelt hätte, ist durch die Perspektive eines gesamteuropäischen
friedlichen Miteinander ersetzt. Die dazugehörige Sicherheitsstruktur entwickelt
sich durch flexible Anpassung der europäischen Prozesse und Institutionen, wird
zugleich durch ein dichtes Netzwerk von Verträgen, Vereinbarungen und Deklara-
tionen abgefangen. Dazu gehören vor allem
— die Deklaration des Londoner NATO-Gipfels vom 6. Juli 1990 , mit der die

Allianz die Absicht kundtut, ihre Struktur und Strategie zu ändern,
— der Vertrag über die Abrüstung konventioneller Streitkräfte in Europa vom 19.

November 1990 , mit dem die Fähigkeit des Ostens zur weiträumigen Überra-
schungsoffensive eliminiert und weitgehende strategische Stabilität auf dem
europäischen Kontinent hergestellt werden soll,

— die Pariser Charta3 vom 21. November 1990, die dem KSZE-Prozeß neue
Inhalte gibt und ganz Europa auf die Ideale der Freiheit, Menschenwürde und
Demokratie verpflichtet, sowie

— das große Vertragswerk, das die inneren und äußeren Aspekte der deutschen
Einheit regelt.

Es zeichnet sich ab, daß sich die künftige europäische Sicherheitsstruktur auf die
komplementäre Wirkung einer evolutionär veränderten Atlantischen Allianz, eines
intensivierten und institutionalisierten KSZE-Prozesses und eines beschleunigten
europäischen Integrationsprozesses gründen wird, der schon mittelfristig zu einer
Politischen Union führen soll. In der schwierigen Übergangsphase bis zur Tragfä-
higkeit dieser neuen Struktur muß sich die Sicherheitspolitik vorrangig darauf
konzentrieren, das erkennbare Gefahrenpotential zeitgerecht zu minimieren. Die
jetzt beginnende Epoche der Kooperation in einem Europa, in dem die Ver-
einigten Staaten und die Sowjetunion ihren mitverantwortlichen Platz haben und
das sich einfügen muß in eine zunehmend multipolare Welt, birgt neben Chancen
auch Risiken. Die Instabilitäten der Übergangszeit entstehen nicht mehr durch
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militärische Ungleichgewichte in Verbindung mit ideologischer Konfrontation,
sondern durch die Instabilität einer Sowjetunion am Rande des Zerfalls, durch
das Wirtschaftsgefälle von West nach Ost, durch das plötzliche Verschwinden der
dominierenden und unterdrückenden Klammerfunktion sowjetisch-kommunisti-
scher Hegemonie und schließlich durch gegenläufige Trends im westlichen und
östlichen Teil Europas: hier verstärkte Integration, dort Zerfall von Warschauer
Pakt und RGW. Diese Instabilitäten werden ergänzt durch eine Risiko-Dimen-
sion, die sich erst durch den Golf-Krieg für Europa voll erschlossen hat: die
Kombination von religiösem Fundamentalismus, politischer Unberechenbarkeit
und moderner Waffentechnologie im arabischen Staatengürtel.

Diese neue Lage verlangt eine Neudefinition des Begriffes Sicherheit, der
künftig das Element der Kooperation ebenso einschließen muß wie die neuen
Risiko-Dimensionen, mit denen Europa konfrontiert sein wird. Auf der Basis
eines solchen Sicherheitsverständnisses gilt es, die noch vagen Konturen einer
Politischen Union zu konkretisieren, das Komplementärverhältnis von NATO,
Europäischer Gemeinschaft und KSZE neu im einzelnen zu definieren und dabei
ganz besonders die Erneuerung der transatlantischen Beziehungen zwischen
Nordamerika und Westeuropa zu berücksichtigen .

Europäische Gemeinschaft und Westeuropäische Union (WEU)

Mit der gemeinsamen Botschaft des französischen Staatspräsidenten und des
deutschen Bundeskanzlers an den Präsidenten des Europäischen Rates vom 6.
Dezember 19905 ist das Thema einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik
auf die Tagesordnung des europäischen Integrationsprozesses gesetzt worden.
Während die deutsch-französische Initiative vom 18. April 1990 darauf zielte, die
Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten in eine Politische Union umzuwan-
deln, wurden in der Dezember-Botschaft von Kohl/Mitterrand die wesentlichen
Elemente dieser Union skizziert, wozu auch der Vorschlag gehörte, daß die
Politische Union eine echte gemeinsame Sicherheitspolitik umfassen solle, die am
Ende zu einer gemeinsamen Verteidigung führt. Auf dem Weg dorthin akzeptie-
ren aber beide auch Übergangslösungen und schlagen deshalb vor zu prüfen, "wie
die WEU und die Politische Union eine klare organische Beziehung herstellen
und wie in der Folge die WEU, operativer ausgestaltet, schließlich Teil der
Politischen Union bilden und für sie die gemeinsame Sicherheitspolitik erarbeiten
könnte"6.

Auf der Herbstsitzung des WEU-Ministerrates am 10. Dezember 1990 stand
die Entwicklung einer westeuropäischen Sicherheitsstruktur im Vordergrund der
Debatte. Dort zeigte sich, daß es in der Frage, wie die Brückenfunktion der WEU
zur Atlantischen Allianz ausgestaltet werden kann und soll, noch unterschiedliche
Akzente gab. Doch ungeachtet konzeptioneller Differenzen über den künftigen
Weg hat sich die WEU 1990 durchaus als politisch handlungsfähig erwiesen . So
hat sie etwa einen wichtigen Beitrag geleistet, um in Abstimmung mit den USA
die Resolutionen des UN-Sicherheitsrates gegen den Irak durchzusetzen. Damit
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ist die WEU in Sicherheitsfragen, die sich auf Regionen jenseits des NATO-
Vertragsgebietes beziehen, die einzige politisch-strategisch handlungsfähige
europäische Institution. Die WEU-Versammlung und der Generalsekretär der
WEU, van Eekelen, forderten deshalb auch, einen WEU-Flottenverband und eine
WEU-Interventionstruppe zu formieren — beides Initiativen, die weitreichende
Grundsatzentscheidungen von den WEU-Mitgliedstaaten verlangen.

Die Handlungsfähigkeit8 der WEU und vor allem das WEU-Engagement in der
vorigen Golf-Krise hatte in Washington positive Resonanz gefunden. Aber Ent-
täuschung über mangelndes Engagement wichtiger europäischer Partner im Golf-
Krieg hat dann doch Vorbehalte über unzulängliche europäische Solidarität
bestärkt. Allerdings wurde in Washington deutlich, daß die USA einer Stärkung
der WEU innerhalb des Allianzrahmens den Vorzug vor einer verteidigungs-
politischen Kooperation innerhalb der Europäischen Gemeinschaft geben. Die
USA wollen sich dafür einsetzen, daß die NATO das Entscheidungsmonopol in
Verteidigungsfragen behält; denn nur in dieser Konstellation sehen die Amerika-
ner ihren Einfluß maximiert. Sie wollen Situationen vermeiden, in denen sie mit
vorweg koordinierten europäischen Positionen konfrontiert werden, denen sie
dann nur noch zustimmen können, wenn nicht der Allianz-Konsens aufs Spiel
gesetzt werden soll9.

Insgesamt zeigt schon die erste Phase eines verstärkten Zusammenschlusses der
westeuropäischen Staaten auf dem Felde der Sicherheits- und Verteidigungs-
politik, daß sich hier Konfliktpotential für die transatlantischen Beziehungen
entwickelt, wenn die USA zunehmend das Gefühl bekommen, ausgeschlossen zu
werden. Um so wichtiger ist die generelle Neuordnung der Beziehungen zwischen
der Europäischen Gemeinschaft und den USA. Ein erster wichtiger Schritt wurde
dabei mit der am 23. November 1990 herausgegebenen gemeinsamen Erklärung
gemacht, in der Ziele und Prinzipien der künftigen transatlantischen Partnerschaft
definiert, die Felder der Zusammenarbeit bestimmt und erstmals breitangelegte
Konsultationsmechanismen zwischen Washington und Brüssel im EG-Rahmen
geschaffen wurden10. Da die Europäer auch künftig auf die strategische Rücken-
deckung durch die USA kaum verzichten können, wird sich ein transatlantischer
Interessenausgleich anbahnen müssen.

Deutsch-französische Zusammenarbeit

Die Kooperation zwischen Deutschland und Frankreich in der Sicherheitspolitik
und Verteidigung war für Beteiligte und Betrachter 1990 widerspruchsvoll. Zum
einen war das Jahr von einer besonders engen Abstimmung zwischen den Regie-
rungen in Paris und Bonn geprägt, die sich spektakulär in den beiden gemein-
samen Botschaften von Präsident Mitterrand und Bundeskanzler Kohl nieder-
schlug, mit denen der europäische Integrationsprozeß einen Beschleunigungs- und
Intensitätsschub erhielt. Die Dichte und Eindeutigkeit der Kooperation zwischen
Deutschen und Franzosen erregte sogar Mißtrauen in anderen Hauptstädten der
Europäischen Gemeinschaft - so war in London vom "Paris-Berlin-Express"11 die
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Rede und die niederländische Regierung verwahrte sich öffentlich gegen deutsch-
französische Dominanz12. Die beiden Initiativen zur Förderung des Integrations-
prozesses wurden vor allem vom deutschen Bundeskanzler betrieben, der den
rasch verlaufenden Prozeß zur deutschen Einheit von Anfang an mit einer euro-
päischen Dimension versehen wollte. Dieser Ansatz kam dem vitalen Interesse
Frankreichs entgegen, das durch die Einheit erstarkende Deutschland so eng wie
möglich an sich zu binden und dazu die Mechanik des Integrationsprozesses zu
nutzen. Während andere Partner in der EG — beispielsweise Italien und Däne-
mark — diesem Motiv durchaus folgen wollten, blieb der britischen Politik unter
Premierministerin Thatcher der Zugang zu dieser Logik der europäischen Antwort
auf die deutsche Frage bis zuletzt weitgehend versagt.

In fast unerklärlichem Widerspruch zur deutsch-französischen Harmonie in den
Kernfragen des Integrationsprozesses standen die Irritationen, die Frankreich in
der erst ein Jahr vorher hoffnungsvoll institutionalisierten Verteidigungskoopera-
tion beim deutschen Partner auslöste. In diesem Zusammenhang muß vor allem
die in Deutschland als etwas schroff empfundene Entscheidung von Staatspräsi-
dent Mitterrand genannt werden, die französischen Streitkräfte als Konsequenz
der wiedergewonnenen deutschen Souveränität aus Deutschland abzuziehen —
gegen den mehrfach und deutlich artikulierten Wunsch der Bundesregierung,
auch weiterhin französische Truppen in Deutschland aufnehmen zu wollen. Die
Absicht der französischen Staatsführung, in der Verteidigungspolitik weitgehend
auf eine nationale Aufgabenstellung zurückzufallen, kam relativ unvermittelt bei
den deutsch-französischen Konsultationen in München am 17. und 18. September
1990 zum Vorschein — zumindest entstand eine entsprechende Perzeption in den
deutschen Medien13, der auch nicht von der Bundesregierung widersprochen
wurde. In Bonn wurde von einer ambivalenten Position der französischen Seite in
Fragen der Sicherheitspolitik gesprochen: einerseits ja zu einer angepaßten
Allianz, andererseits nein zur Integration; einerseits der Wunsch nach fester
Einbindung Deutschlands in den Westen, andererseits die uneingeschränkte
Fortführung einer autonomen französischen Verteidigungspolitik. Die französische
Seite hingegen sah keinerlei Anlaß zu alarmierenden Bewertungen, sondern
machte auf allen Ebenen deutlich, daß die grundlegenden Veränderungen im
Zusammenhang mit der deutschen Einheit zwangsläufig zu gewissen Korrekturen
in der bisherigen konzeptionellen Linie der Zusammenarbeit führen müßten. Die
französische Haltung wurde dabei wohl nicht zuletzt von der Schlußerklärung des
Londoner NATO-Gipfels vom 6. Juli 1990 bestimmt, in dem die künftige Rolle
nuklearer Waffen für die Allianz-Strategie in einer Weise definiert wurde, die
zwar den sowjetischen Erwartungen, nicht aber den strategischen Vorstellungen
der Nuklearmacht Frankreich entsprach. Trotz atmosphärischer Störungen in der
deutsch-französischen Verteidigungskooperation und trotz der enttäuschten
deutschen Hoffnung, Frankreich näher an eine gemeinsame Streitkräftestruktur
heranführen zu können, einigten sich beide Seiten in München auf eine kon-
struktiv gehaltene Deklaration14.

240 Jahrbuch der Europäischen Integration 1990191



Sicherheitspolitik in Westeuropa

Die Aufstellung der deutsch-französischen Brigade wurde am 1. Oktober 1990
planmäßig mit einem feierlichen Appell abgeschlossen. Beide Seiten bemühten
sich zudem, bilaterale Rüstungskooperationsprojekte trotz enger Verteidigungs-
budgets aufrechtzuerhalten. Damit waren erste Signale gesetzt, die Phase der
Stagnation in der Verteidigungskooperation nicht ausufern zu lassen.

Europäische Verteidigungskooperation in der EUROGROUP und IEPG

Die sich abzeichnende Konzentration der künftigen europäischen Sicherheits-
struktur auf die drei Pfeiler NATO - EG/WEU - KSZE bringt es mit sich, daß
andere Foren der Kooperation an Bedeutung verlieren, da die Regierung ihre
Aktivitäten nicht verzetteln können. Dieser Trend ist auch für die EUROGROUP
wirksam geworden. Die EUROGROUP hat in ihren Tagungen am 21. Mai und
5. Dezember 1990 im wesentlichen politische Entwicklungen, die für die europäi-
sche Sicherheit im Rahmen der Atlantischen Allianz von Gewicht sind, beim
Namen genannt, besondere Ereignisse gewürdigt und europäische Interessen in
der NATO artikuliert. Im Frühjahr hat sich die EUROGROUP vorbehaltlos
hinter den deutschen Einigungsprozeß gestellt, hat auf den Wandel zu mehr
Stabilität in Europa aufmerksam gemacht, zugleich aber die Notwendigkeit betont,
Risiken und Ungewißheiten durch veränderte, aber funktionstüchtige NATO-
Strukturen auszugleichen. Die EUROGROUP unterstreicht in diesem Zusam-
menhang immer wieder die Bedeutung der US-Präsenz in Europa und ein ver-
nünftiges Mischungsverhältnis von nuklearen und konventionellen Streitkräften —
wenn auch künftig auf erheblich niedrigerem Niveau; den europäischen NATO-
Staaten wird in diesem Kontext größere Eigenverantwortung zugewiesen. Der
Tenor des EUROGROUP-Kommuniques vom 5. Dezember 1990 ist ähnlich
angelegt15. Auch wenn von den Kommuniques der EUROGROUP keine beson-
dere politische Signalwirkung ausgeht, hat diese Organisation doch ihren Wert
durch reibungslose Routinearbeit der fünf Untergruppen für Ausbildung (Euro-
training), Logistik (Eurolog), Fernmeldewesen (Eurocom), Sanitätswesen (Euro-
med) und schließlich für die Entwicklung langfristig gültiger operativer Konzepte
(Eurolongterm). Angesicht der völligen Neuordnung des strategischen und opera-
tiven Denkens im Bündnis ist diesen Kooperationsgruppen nun die Aufgabe
gestellt, ihren Beitrag zur Neustrukturierung der europäischen Streitkräfte zu
leisten.

Vor ähnlichen Problemen des Umbruchs steht auch die Arbeit der Unabhängi-
gen Europäischen Programmgruppe (Independent European Program Group -
IEPG), die für die künftige europäische Rüstungskooperation eine neue Basis
schaffen muß. Zunächst gilt es, den Streitkräfte- und damit auch den Ausrü-
stungsbedarf für die Zeit nach Implementierung des Abrüstungsvertrages festzu-
stellen. Daran wird in der IEPG gearbeitet. Die IEPG tagt jährlich zweimal auf
der Ebene der Rüstungsdirektoren National Armaments Directors - NADs - und
ein- bis zweimal auf der Ebene der Verteidigungsminister. Die 31. NAD-Kon-
ferenz am 18./19. Januar 1990 in Ankara diente vorrangig der Darstellung und
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Überprüfung der Arbeit der IEPG-Gruppen und der von ihnen betriebenen
Vorhaben. Bei der Behandlung des Europäischen Marktes für Verteidigungsgüter
(EMVG) zeigte sich nur eine geringe Bereitschaft zu gegenseitig verpflichtenden
Regelungen. Bei der 7. Ministerkonferenz am 20./21. Februar 1990 in Gleneagles/
Schottland wurden die NADs beauftragt, zur schrittweisen Öffnung des EMVG
ein "Coherent Policy Document" zu entwerfen, in dem die Prinzipien für die
Öffnung zusammenfassend dargestellt werden. Die 8. Ministerkonferenz am
15./16. November 1990 in Kopenhagen billigte das geänderte "Coherent Policy
Document", das jedoch wegen der Unverbindlichkeit der Regeln nur als ein
Schritt auf dem Wege zu einem freien Wettbewerb bei Verteidigungsgütern
anzusehen ist. Im Mittelpunkt der Konferenz stand die Beziehung der IEPG zur
EG. Vor der Presse unterzeichneten die Minister das Regierungsabkommen zum
Forschungs- und Technologieprogramm EUCLID, das den wesentlichen Erfolg
dieser Konferenz darstellte. Auf der Basis dieser Vereinbarung können jetzt
weitere Verträge abgeschlossen werden. Durch das Regierungsabkommen zu
EUCLID wurde eine Lösung für das Problem des geistigen Eigentums gefunden,
so daß die Durchführungsbestimmungen für die einzelnen "Research and Techno-
logy Projects" (RTP) verhandelt werden können. Zu allen elf geplanten europäi-
schen Kooperationsfeldern sind die Aktivitäten so weit vorangeführt, daß 1991
etwa drei RTPs mit deutscher Beteiligung gestartet werden können.

Westeuropäische Sicherheit durch Abrüstung

Zum Auftakt des Gipfeltreffens der "Konferenz über Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa (KSZE)" in Paris wurde am 19. November 1990 der Vertrag über
konventionelle Streitkräfte in Europa durch die Staats- und Regierungschefs der
22 Mitgliedstaaten von NATO und Warschauer Pakt unterzeichnet . Dieser
Vertrag wurde in nur 20 Monaten in Wien ausgehandelt. In dem Abkommen
haben sich die Beteiligten auf Obergrenzen bei kampfentscheidendem Gerät
verständigt. Demnach werden beiden Staatengruppen — von NATO und War-
schauer Pakt ist im Vertrag nicht mehr die Rede — 20.000 Panzer, 30.000 gepan-
zerte Kampffahrzeuge, 20.000 Geschütze, 6.800 Kampfflugzeuge und 2.000 Kampf-
hubschrauber im Gebiet vom Atlantik bis zum Ural zugestanden. Diese Ober-
grenzen müssen binnen 40 Monaten erreicht sein, überzähliges Gerät ist zu
verschrotten. Der Vertrag enthält ein Regelwerk, das zwar für die Bestände der
vertragsrelevanten Waffensysteme bündnisbezogen gleiche Obergrenzen festlegt,
aber darüber hinaus auch regional differenzierte Zwischenobergrenzen und
Quoten für die Einlagerung in Depots definiert. Schließlich enthält der Vertrag
Höchstgrenzen in jeder Waffenkategorie für einen Einzelstaat — dies bezogen auf
die Gesamtbestände aller Vertragsstaaten (Hinlänglichkeitsregel). Die einzel-
staatlichen Bestandshöchstgrenzen werden innerhalb der beiden Bündnisse
ausgehandelt.

Deutschland darf danach 4.166 Kampfpanzer, 3.666 gepanzerte Kampffahr-
zeuge, 2.715 Geschütze, 306 Kampfhubschrauber und 900 Kampfflugzeuge haben.
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Gemessen an dem Bestand an Großgerät, der sich vor Vertragsabschluß aus der
Zusammenführung von Bundeswehr und Nationaler Volksarmee ergab, rüstet
Deutschland prozentual am stärksten ab, nämlich 42% seiner Kampfpanzer, 64%
seiner gepanzerten Kampffahrzeuge und 42% seiner Geschütze. Bei Kampfhub-
schraubern ist keine Abrüstungsrate zu erfüllen, bei Kampfflugzeugen beträgt sie
16%. Dieser starke Einschnitt in das deutsche Potential in Verbindung mit der in
die Verhandlungen eingeführten Selbstbeschränkung, die Stärke der deutschen
Streitkräfte bis Ende 1994 auf 370.000 aktiven Friedensumfang zu reduzieren,
aber auch die sowjetische Ankündigung des Abzuges der Roten Armee aus
Mitteleuropa haben den Verhandlungen in der Schlußphase ihre große Dynamik
gegeben.

Der Vertrag über die Abrüstung konventioneller Streitkräfte in Europa ist
sichtbarer Ausdruck der geänderten politischen und militärischen Realitäten. Der
Vertrag erfüllt seine politisch-strategische Zielsetzung, denn dem Osten wird die
Option einer weiträumigen Überraschungsoffensive genommen. Durch das rigide
Verifikations- und Inspektionsregime des Vertrages wird gegenseitiges Vertrauen
in die vertraglichen Abmachungen sichergestellt. Damit ist der Vertrag insgesamt
ein entscheidender Schritt zu mehr Vertrauen, Sicherheit und Stabilität in Euro-
pa; er bildet die sicherheitspolitische Basis und den Rahmen für den Ausbau
einer neuen europäischen Friedensordnung für die (seit Juni 1991 wieder) 35
Teilnehmer-Staaten der KSZE. Die stabilitätsorientierte Bedeutung des Vertrages
gewinnt zusätzliches Gewicht in Verbindung mit den in Wien parallel ausgehan-
delten Vertrauens- und Sicherheitsbildenden Maßnahmen (VSBM), die in einem
Abkommen verankert wurden, das am 21. November 1990 von den Staats- und
Regierungschefs der KSZE-Staaten zur Kenntnis genommen wurde. Das Abkom-
men mit dem Titel "Wiener Dokument 90 regelt vor allem den Informations-
austausch über Streitkräftedaten, die stichprobenartige Überprüfung dieser
Angaben durch Evaluierungsbesuche, einen Konsultations- und Kooperations-
mechanismus bei ungewöhnlichen Aktivitäten sowie die Errichtung eines Kom-
munikationsnetzes. Das Wiener Abkommen ist politisch verbindlich und ist am 1.
Januar 1991 in Kraft getreten.

Die VSBM-Verhandlungen sollen bis zum 4. KSZE-Folgetreffen im März 1992
in Helsinki abgeschlossen sein. Auch die Abrüstungsverhandlungen werden
fortgeführt. Es geht bei den konventionellen Streitkräften in der nächsten Phase
vor allem darum, für alle Beteiligten nun die Personalstärken zu begrenzen,
nachdem das wichtigste militärische Kampfgerät begrenzt ist. Personalbegrenzun-
gen sollen überraschende Veränderungen der militärischen Strukturen und des
Gleichgewichts in Europa erschweren und die Kalkulierbarkeit der militärischen
Dispositive sichtbar vergrößern. Der bisher erreichte Verhandlungsstand, aber
auch die bis 1992 zielende Perspektive in der Fortsetzung des Abrüstungsdialoges
zeigt: Es geht mehr und mehr um Verhaltensregeln und Beschränkungen zum
Zwecke gesamteuropäischer Stabilität. Westeuropa muß daher seine Sicherheits-
konzeption zunehmend als Teilkonzeption gesamteuropäischer Sicherheit und
Stabilität begreifen.
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